
Karlsruher  Richter  stoppen
Berlins  Marsch  in  den
Sozialismus:  Mietendeckel
gekippt
BERLIN  –  Ein  zentrales  Projekt  der  rot-rot-grünen
Landesregierung  in  Berlin  wurde  heute  gekippt.  Das
Bundesverfassungsgericht  hat  den  sogenannten  Berliner
Mietendeckel für nichtig erklärt.

Berlin,  also  Landesrecht,  sei  nicht  zuständig,  solche
Entscheidungen  zu  treffen,  da  der  Bundesgesetzgeber  das
Mietpreisrecht abschließend geregelt habe, teilte das höchste
deutsche Gericht in Karlsruhe mit. Für eigene Gesetze der
Länder sei deshalb kein Raum. (Az. 2 BvF 1/20 u.a.)

Die Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen
war vor der Entscheidung davon ausgegangen, dass Mieter in
diesem  Fall  wieder  die  eigentliche,  höhere  Miete  zahlen
müssen. Für den Fall, dass das rückwirkend gilt, hatte sie
Mieterinnen und Mietern bereits empfohlen, das gesparte Geld
vorerst zurückzulegen. Unter Umständen sei die Differenz für
die gesamte Vertragslaufzeit nachzuzahlen.

Die rot-rot-grüne Landesregierung hatte zum 23. Februar 2020
die Mieten für rund 1,5 Millionen Wohnungen eingefroren, auf
dem  Stand  von  Juni  2019.  Das  betrifft  neun  von  zehn
Mietwohnungen.  Ab  2022  sollten  Vermieter  zumindest  die
Inflation ausgleichen dürfen.

Für den Fall, dass die Mieter wechseln, sah das Mietendeckel-
Gesetz  vor,  dass  es  bei  der  alten  Miete  bleibt  oder
Obergrenzen greifen. Mieten, die um mehr als 20 Prozent über
der für die Wohnung geltenden Obergrenze liegen, galten als zu
hoch.  Seit  dem  23.  November  waren  betroffene  Vermieter
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gesetzlich verpflichtet, sie abzusenken.

Bei Verstößen drohte ein Bußgeld von bis zu 500.000 Euro. Der
Mietendeckel galt nicht für neue Wohnungen, die seit 2014
fertig wurden. Die Regelung war auf fünf Jahre befristet, also
bis 2025.

Die Überprüfung durch das Bundesverfassungsgericht hatten mehr
als 280 Bundestagsabgeordnete von FDP und Union angestoßen,
mit einem gemeinsamen Normenkontrollantrag. Auch das Berliner
Landgericht und ein Amtsgericht, bei denen Vermieter geklagt
haben,  hielten  die  Vorschriften  für  verfassungswidrig  und
schalteten Karlsruhe ein.

Satte  Bußgelder  wegen
illegaler  Ferienwohnungen  in
Berlin
BERLIN – Gegen Anbieter ungenehmigter Ferienwohnungen haben
Berliner  Bezirke  seit  2018  Bußgelder  in  Millionenhöhe
verhängt.
Alleine in sieben Bezirken der Hauptstadt belief sich die
Summe auf 3,4 Millionen Euro. Den größten Anteil daran hält
Friedrichshain-Kreuzberg.

Wer seine Wohnung als Ferienwohnung vermieten will, benötigt
in Berlin dafür seit 2014 eine Genehmigung. Das entsprechende
Gesetz wurde 2018 vom Senat noch verschärft. Seither brauchen
auch diejenigen Anbieter zumindest eine Registriernummer, die
lediglich ein Zimmer an Touristen untervermieten wollen. Eine
darüber hinaus gehende Genehmigung benötigen sie dann, wenn
das  Zimmer  mindestens  halb  so  groß  ist,  wie  die  gesamte
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Wohnung.

Hunderte  Registriernummern  wurden  in  den  Bezirken  seither
vergeben. Sie sollen auf den Portalen den Nachweis liefern, ob
es sich um ein legales Angebot handelt. Doch aus Sicht der
Bezirke  funktioniert  das  nach  wie  vor  nur  unzureichend.
«Bedauerlicherweise  veröffentlichen  die  Onlineportale  die
Angebote nach wie vor, auch ohne Angabe der Registriernummer»,
heißt es etwa vom Bezirksamt Mitte.

Das größte Online-Portal in Berlin, Airbnb, weist die Kritik
der Bezirke zurück und fordert vor allem ein Online-Verfahren
zur Vergabe der Registriernummer. Ein solches Online-Verfahren
gebe es etwa bereits in Hamburg. «Bereits einen Monat nach
Inkrafttreten des digitalen Registrierungssystems wurden dort
mehr  Registrierungsnummern  ausgestellt,  als  in  Berlin
innerhalb  eines  Jahres»,  hieß  es  weiter  von  Airbnb.  Der
Berliner  Senat  verweist  hingegen  auf  unterschiedliche
Genehmigungsbedingungen  in  der  Hansestadt.

Der Senat verschärfte Mitte Februar das Gesetz noch einmal.
Künftig sollen Online-Portale in der Hauptstadt Angebote ohne
vorhandene  Registriernummer  nicht  veröffentlichen  dürfen.
Zudem soll nun jeder Anbieter eine solche Nummer beantragen
müssen – unabhängig von der Größe des Zimmers oder ob es sich
um einen privaten oder gewerblichen Mieter handelt. Noch muss
das Gesetz im Abgeordnetenhaus verabschiedet werden. Wann es
in Kraft tritt, ist noch unklar.

Unabhängige  Behörden?  Auch
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heute  wird  der  Bote  einer
schlechten Nachricht geköpft
von KLAUS KELLE

BERLIN – Was Demokratie und Rechtsstaat allen anderen Systemen
so deutlich überlegen macht, dass ist ein Grundvertrauen, das
der Bürger in seinen Staat haben kann, oder sagen wir können
sollte. Wenn ich Stress mit den Nachbarn habe oder bei einem
Geschäft übers Ohr gehauen wurde, kann ich vor Gericht gehen
und um mein Recht kämpfen. Wenn ich dazu zu wenig Geld habe,
springt mein Staat ein, finanziert mir einen Rechtsanwalt und
den  Prozess,  und  wenn  ich  gute  Argumente  habe,  kann  ich
gewinnen. Verliere ich, gibt es immer noch eine zweite Chance.

Ich kann sogar als einfacher Bürger gegen meine Regierung vor
Gericht ziehen und gewinnen. Wie damals die beiden Stundenten
aus  Münster,  die  die  Volkszählung  zu  Fall  brachten.  Oder
vergangenen August in Berlin, die Initiative, die die Demo
gegen die Corona-Manahmen erstritt gegen einen linken Senat,
dem so viel Demokratie cdann doch lästig war. Nein, dieser
Staat ist im Grundsatz gut, wir müssen halt aufpassen, dass
wir ihn uns vor lauter bürgerlicher Behaglichkeit nicht aus
den  Händen  nehmen  lassen.  Aber  der  Rahmen  stimmt  mit
Grundgesetz, Gewaltenteilung und all diesen Errungenschaften.

Eine  besondere  Errungenschaft  ist  dabei  auch  der  deutsche
Beamte. Ja, der DEUTSCHE Beamte, ich betone das so, weil uns
Deutschen in Sachen Bürokratie und Verwaltung keiner etwas
vormacht.  Die  Ösis  vielleicht,  aber  die  sind  ja  auch
eigentlich…lassen  wir  das!  Formulare,  Stempel,  Ausweise…wie
hasse ich all das, aber irgendwie gewöhnt man sich dran, und
Vieles läuft ja bei uns auch besser als anderswo.

Sobald  allerdings  Behörden  politisch  instrumentalisiert
werden, hört der Spaß auf. Damit meine ich nicht die üblichen
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Personalrochaden  nach  einem  Regierungswechsel  zum  Beispiel.
Als 2005 Jürgen Rüttgers von der CDU Ministerpräsident von
Nordrhein-Westfalen wurde – nach 40 Jahren Sozi-Herrschaft –
hat  er  nach  Amtsantritt  in  der  Landesverwaltung  66
Personalstellen neu mit seinen Leuten besetzt. 66! War ein
großer Skandal damals, für mich das Normalste der Welt. Denn
nach  40  Jahren  SPD-Parteibuchwirtschaft,  in  der  auch
Hausmeisterstellen in Schulen danach besetzt wurden, ob man
Genosse  ist  oder  nicht,  muss  eine  Verwaltung  mit  330.000
Bediensteten arbeitsfähig im Sinne des Wählerwillens gemacht
werden. 66 von 330.000 ist keine Parteibuchwirtschaft – aus
meiner Sicht waren es viel zu wenig. Um NRW nach Rot-Grün
politisch aufmöbeln zu können, hätte Rüttgers Hunderte Stellen
neu besetzen müssen, aber das ist eine andere Geschichte.

Als in Chemnitz 2018 ein junger Mann bei einem Volksfest von
einem „Flüchtling“ ermordet wurde, war die Empörung zu recht
groß. Am nächsten Tag demonstrierten 8.000 Bürger in Chemnitz
gegen die Gewalt, die von einem Teil der „jungen Männer“ aus
Afghanistan, Syrien und Nordafrika in unserem Land praktiziert
wird. Unter den Demonstranten waren auch Politiker der AfD zu
sehen, und gleich lief die Maschinerie an. Alles Rechte, alles
Rassisten und Nazis. Bloß dass die Beschreibung in den Medien
– allen voran ARD und ZDF – mit der Realität nichts zu tun
hatte.  Ausländer  seien  aus  der  Demo  heraus  beleidigt  und
bedroht  worden,  es  habe  sogar  „Hetzjagden“  auf  Ausländer
gegeben,  so  die  absurde  Mär  damals,  der  sich  dann  erst
Regierungssprecher  Seibert  und  dann  die  Bundeskanzlerin
persönlich  anschlossen.  Als  Beleg  wurde  ein  kurzer
Videoschnipsel  von  einem  Typ,  der  über  die  Straße  rennt,
gezeigt. Hetzjagd. Einer von 8.000. Empörung nicht über die
weitere Mordtat eines unserer internationalen Gäste, sondern
stattdessen  über  einen,  der  über  die  Straße  gerannt  ist.
Völlig irre. Framing par excellence.

Ein einziger wichtiger Staatsdiener blieb unbeeindruckt: Hans-
Georg  Maaßen,  damals  Präsident  des  Bundesamtes  für



Verfassungsschutz, unseres Inlandsgeheimdienstes. Er ließ sich
von seinen Mitarbeitern vortragen, welche Erkenntnisse es über
die Ereignisse in Chemnitz gab und teilte der Öffentlichkeit
das Ergebnis mit: Es gab keine Hetzjagden auf Ausländer aus
dieser Demo heraus. Es gab die Manipulation der öffentlichen
Meinung durch Verbreitung falsche Behauptungen durch höchste
Politiker unseres Staates, begleitet durch Massenmedien, die
jegliche Distanz zu den Mächtigen verloren haben. Das Ergebnis
ist bekannt: Die, die die Unwahrheit sagten, sitzen auch heute
noch in ihren Büros. Der Staatsdiener, der einfach nur seinen
Job  gemacht  hat,  wurde  in  den  Ruhestand  versetzt.  Eine
logische  Fortführung  der  überlieferten  Sitte  aus  dem
Mittelalter, wonach der Überbringer einer schlechten Nachricht
erst einmal geköpft wurde.

Damit kommen wir zum rot-rot-grünen Berliner Senat, der aus
mir nicht mehr nachvollziehbaren Gründen immer noch von einer
Mehrheit  der  Hauptstädter  gewählt  wird.  Der  deutsche
Verfassungsschutz  prüft  gerade,  ob  die  größte
Oppositionspartei im Lande, die AfD, in Gänze und auch mit
geheimdienstlichen  Mitteln  überwacht  werden  sollte.  Ansätze
dafür  liefert  der  kleinere  Teil  von  Fahnenschwenkern  und
völkischen Nationalisten zuhauf zur Freude von Massenmedien
und den anderen Parteien. Dabei ist die AfD inzwischen zu
einem Bestandteil des poltischen Systems geworden, das wohl
nur  noch  durch  durchgeknallte  Rechtsaußen  in  den  eigenen
Reihen  scheitern  kann.  Und  diese  Leute  bemühen  sich  nach
Kräften darum.

Am 11. Dezember verfasste der Berliner Verfassungsschutz ein
Zwischengutachten zur Berliner AfD. Darin kommen die Beamten
zu dem Ergebnis, dass es zumindest in Berlin keinen Anlass
dafür gibt, die AfD als Verdachtsfall zu behandeln. Man hatte
akribisch gesucht und einfach so gut wie nichts gefunden, was
rechtsextrem dort sein könnte und eine Überwachung der Partei
rechtfertigen  würde.  Der  Staat  hat  hingeschaut  und  dann
einfach  berichtet,  was  ist.  Das  Ergebnis  kennen  alle



Zeitungsleser.  Der  Referatsleiter  Rechtsextremismus  des
Berliner  Verfassungsschutzes  wurde  vom  Dienst  freigestellt,
die Innenverwaltung findet die AfD trotzdem irgendwie doof und
sucht nun intensiv „den Verräter“, der das 43 Seiten starke
Gutachten in die Öffentlichkeit gebracht hat.

Wenn wir aber der politischen Unabhängigkeit unseres Staates
und seiner Institutionen nicht mehr vertrauen können, und wenn
die Boten einer unerwünschten Nachricht geköpft werden, dann
ist höchte zeit, ernsthaft besorgt zu sein.

Nachrichtenmedien wie BERLIN.JETZT können nur existieren, wenn
uns unsere Leser tragen. Bitte unterstützen Sie engagierten 
Journalismus über PAYPAL hier oder durch eine Überweisung auf
unser Konto bei der Sparkasse Krefeld DE40 3205 0000 0000 2711
22 !

 

Kriminalität  und
Verwahrlosung:  Unser  Berlin
verrottet
BERLIN – Für nicht wenige Bürger ist Berlin inzwischen zu
einem failed state, einer Millionenmetropole geworden, in der
Verwahrlosung und Kriminalität überall an Boden gewinnt. Die
Berliner  Morgenpost  berichtet  heute  über  das  Elend  des
Drogenhandels in den Berliner U-Bahnhöfen. Danach ist die U8
mit  den  „Brennpunktbahnhöfen“  Leinestraße,  Boddinstraße  und
Schönleinstraße  ein  Magnet  für  Dealer  geworden.  Fahrgäste,
darunter auch Kinder, müssen mitansehen, wie am hellichten
Tage dort Drogen gehandelt und konsumiert werden. Auf den
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Sitzbänken hängen Junkies ab, die Crack rauchen oder sich
Heroin in die Venen spritzen.

Wenn der rot-rot-grüne Senat das Thema energisch in Angriff
nähme, wäre das Problem wahrscheinlich noch in den Griff zu
bekommen.  Aber  der  hat  –  wie  beim  inzwischen  bundesweit
bekannten Görlitzer Platz – scheinbar gar kein Interesse, die
Drogenszene auszutrocknen. Die Sicherheit der gesetzestreuen
und anständigen Bürger ist für die Berliner Regierung nur
nachrangig.
Stattdessen  hat  der  Senat  gerade  am  Freitag  5000  Euro
bereitgestellt  für  einen  „Berliner  Preis  für  Lesbische*
Sichtbarkeit“.  Wieder  einmal  irgendein  neuer  Preis,  der
Partikularinteressen der linken Szene bedient, damit die brav
nächstes Mal alle wieder zum Wählen kommen…..
Und unsere Stadt verrotet derweil….

Berlins Erzbischof kritisiert
Linkskoalition  wegen
„Frauentag“
BERLIN – Berlins Erzbischof Heiner Koch ist richtig sauer,
weil der rot-rot-grüne Senat am kommenden Freitag erstmals den
neu  geschaffenen  Frauentag  als  gesetzlichen  Feiertag
durchführen lässt. Nach Meinung von Koch der Ausdruck des
unbedingten  Willens  der  Landesregierung,  einen  „nicht-
religiösen Feiertag“ haben zu wollen.

Der Gottesmann wies darauf hin, dass sich die Mehrheit der
Berliner  in  Umfragen  für  den  Reformationstag  oder  den  9.
November als gesetzlichen Feiertag ausgesprochen hätten. Koch
sarkastisch „So viel Basisdemokratie scheint wohl doch nicht
gefragt, wenn sie gegen das eigene Wählerpotential steht.“
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Nicht nur der „Kampf um die Gleichstellung der Geschlechter“
und „gegen patriarchalische Herrschaftsstrukturen“ gehörten in
den  „Mittelpunkt,  sondern  auch  „altmodische  Lebensweisen“
hätte ihre Berechtigung.

Der Erzbischof weiter „Ich habe noch nie erlebt, dass erst
feststeht,  dass  es  einen  neuen  staatlichen  Feiertag  geben
wird, und man erst danach überlegt, was man an diesem Tag denn
eigentlich feiern oder bedenken will.“

Das Abgeordnetenhaus hatte den Plänen der Linkskoalition Ende
Januar mit 87 zu 60 Stimmen zugestimmt.

Civey-Umfrage: 58 Prozent für
das Linksbündnis, das Berlin
herunterwirtschaftet
BERLIN – Mehr als 70 Prozent der Berliner sind unzufrieden mit
der Arbeit des rot-rot-grünen Senats. Das ist das aktuelle
Ergebnis  einer  repräsentativen  Umfrage  des
Meinungsforschungsinstitus Civey im Auftrag des Tagesspiegels.
Der Regierende Bürgermeister Michael Müller (SPD) kommt sogar
nur auf den achten Platz der beliebtesten Politiker unserer
Metropole. Vorn steht Kultursenator und Bürgermeister Klaus
Lederer  (Linke).  Selbst  Finanzsenator  Matthias  Kollatz  und
Gesundheitssenatorin Dilek Kolat von der SPD stehen im Ranking
vor dem Regierenden.

Das könnte die Stunde der Opposition sein, die jetzt durch
eine massive Wechselstimmung der Berliner getragen wird. Doch
mitnichten! In der Umfrage wird eine klare Mehrheit von Rot-
Rot-Grün in Berlin dokumentiert. Die Grünen sind die Gewinner,
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die SPD ist der Verlierer – aber Berlin bleibt links-grün, und
das  mit großem Abstand.

Hier die Zahlen der Sonntagsfrage: Grüne 24,7%, Linke 18,7%,
CDU 17,2%, SPD 14,6%, AfD 11,1%  und FDP 6,3%.

Einzige  Erklärung  für  diese  erstaunlichen  Ergebnisse:  Die
bürgerlichen Parteien, insbesondere die CDU, werden von den
Bürgern nicht als eine echte Alternative wahrgenommen…

 

Rot-Rot-Grün  will  Feuerwerk
zu Silvester 2019 beschränken
BERLIN – Die rot-rot-grüne Regierung in Berlin bringt kommende
Woche einen Antrag ins Abgeordnetenhaus ein, um ab 2019 das
Silvesterfeuerwerk in der Hauptstadt spürbar zu reduzieren.
Was auf den ersten Blick nach einem weiteren Versuch roter und
grüner Ideologen aussieht, den Bürgern den Spaß zu verderben,
hat einen ernsten Hintergrund. Der Tagesspiegel hat vergangene
Woche die Bilanz der Silvesternacht 2017 in Berlin noch einmal
dokumentiert. Damals gingen bei der Polizei 3.084 Notrufe ein,
21 Opfer von Knallkörpern wurden im Unfallkrankenhaus Marzahn
behandelt, ein 13-Jähriger verlor ein Auge, einem Mann wurden
drei Finger abgerissen und 1.580 Mal rückte die Feuerwehr aus
– wohlgemerkt in einer einzigen Nacht!

Damit  nicht  genug:  Polizei  und  Feuerwehrleute  wurden
angegriffen, geschlagen, mit Raketen beschossen und Böllern
beworfen. Es gab 57 Angriffe auf Einsatzfahrzeuge und mehrere
verletzte Polizisten.
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Die Mehrheitsfraktionen versicherten inzwischen, dass es kein
Verbot  von  Feuerwerkskörpern  in  der  City  geben  soll.  Wie
sollte so etwas auch durchgesetzt werden? Stattdessen wollen
die rot-rot-grünen Fraktionen die Durchsetzung von Maßnahmen
an die Bezirke delegiern und unter anderem den Verkauf  von
Böllern einschränken.

 

Verständnis für Hausbesetzer?
CDU und AfD sagen Nein!
von KLAUS KELLE

Der Spuk dauerte nur wenige Stunden, dann wurden die besetzten
Häuser  in  Kreuzberg  und  Neuköln  von  der  Polizei  geräumt.
Berlin hat schon andere Stürme überlebt. Unmittelbar nach der
Wende war ich früh am Morgen als Reporter dabei, als die
besetzten Häuser in der berüchtigten Mainzer Straße im Ostteil
der Stadt von einem massiven Polizeiaufgebot, darunter viele
Hundertschaften  aus  Westdeutschland,  geräumt  wurden.  Die
Besetzer gingen mit massiver Gewalt gegen die Beamten vor,
warfen Benzinboben – sogenannte Molotowcocktails – und Steine.
Es gab zahlreiche Verletzte.

Kein  Vergleich  zu  den  aktuellen  Räumungen,  die  weitgehend
friedlich verliefen. Dennoch löste das Vorgehen der Besetzer
aus dem linksradikalen Spektrum eine bundesweite Diskussion
über  Wohneigentum  und  Gentrifizierung  aus.  Gentrifizierung?
Das nennt man in diesen Kreisen auch „Yuppisierung“. Gemeint
ist damit ein teilweiser Austausch der Bevölkerung, nachdem
ein  Stadtteil  entwickelt  und  restauriert  worden  ist.
Hausfassaden werden gestrichen, Straßenpfalster erneuert, es
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entstehen  neue  schicke  Restaurants  und  Clubs,  die  „Crowd-
People“  entdecken  das  Quartier  für  sich.  Wohnungen  werden
saniert und kosten plötzlich deutlich mehr Miete als zuvor.

Eine gute Entwicklung in den Augen der bürgerlichen Mehrheit,
der  Horror  für  diejenigen,  die  am  unteren  Rand  der
Gesellschaft leben und diejenigen, die nicht wahrhaben sollen,
wie gut eine freiheitliche Gesellschaft funktionieren kann.
Für linke Bürgerkinder, die in der Hauptstadt schon immer gern
Revolution  spielten,  eine  Entwicklung,  die  bekämpft  werden
muss.  Als  die  Partyszene  vor  Jahren  Kreuzberg  und  seine
schicken Bars und Restaurants entdeckte, gab es reihenweise
Anschläge linker Chaoten auf Restaurants und Nobelkarrossen
davor. Ich hatte auch einmal das zweifelhafte Vergnügen, als
ich nach einem Abendessen in Kreuzberg alle vier Reifen meines
BMW abgestochen vorfand. Ich habe es nicht einmal bei der
Polizei zur Anzeige gebracht. Bringt doch eh nichts.

Ist es legitim, wenn sich „Arme“ gegen die Weiterentwicklung
ihres Stadtteils wehren? Ja, wenn sie es auf Demonstrationen
tun oder in der Wahlkabine. Wir haben Demokratie hier. Nein,
wenn sie sich etwas nehmen wollen, das ihnen nicht gehört.
Denn wir haben auch Rechtsstaat hier. Der rot-rot-grüne Senat
in Berlin zeigte in Erklärungen Verständnis für die Besetzer.
Zwei Parteien im Abgeordnetenhaus bezeichneten das Vorgehen
der Besetzer als das, was es war: Rechtsbruch. Diese Parteien
waren CDU und AfD….

Vom  totalen  Versagen  einer
Stadtregierung
von KLAUS KELLE
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Vergangene Woche war ich wieder zwei Tage in Berlin. Ende der
achtziger Jahre habe ich sogar sieben Jahre in der – zu Beginn
noch – geteilten Stadt gelebt. Und ich mag Berlin, auch wenn
mancher meiner Leser mir diese heimliche Liebe übel nimmt.
Berlin, das ist Leben rund um die Uhr, das ist Kultur, das ist
eine dramatische Historie, das ist das Zentrum der deutschen
Politik.  Und  bevor  Sie  mir  vom  offenen  Drogenhandel,  von
Kriminalität, der Kluft zwischen Ost und West schreiben: ja,
Berlin ist das auch alles. In vielen Beiträgen habe ist das
Arm-aber-Sexy-Gequatsche  von  Klaus  Wowereit,  den  Görlitzer
Park, das Unvermögen, einen Hauptstadt-Flughafen zu bauen, und
Subventionen für Linksextremisten scharf kritisiert. Ich weiß,
dass hier nicht alles glänzt, was Gold ist. Aber den Puls der
Stadt, die schnoddrigen Taxifahrer, die Theater und Clubs –
ja, die mag ich und dazu stehe ich.

Mit der aktuellen rot-rot-grünen Senat schickt sich die 3,5-
Millionen-Metropole  allerdings  an,  immer  scheller  auf  den
Abgrund zuzurutschen. Die „Gesamtausgaben Asyl“ explodierten
in 2017 von ursprünglich geplanten 478 Millionen Euro um 85
Prozent auf kaum zu fassende 886 Millionen Euro.

Und wenn es darum geht, eigene politische Freunde finanziell
üppig zu versorgen, lässt sich Berlin auch nicht lumpen. Der
Etat für die sogenannte „Stärkung der Demokratie im Kampf
gegen  Rechtsextremismus“  soll  von  3,3  Millionen  Euro  im
vergangenen Jahr um satte 600.000 Euro auf 3,9 Millionen Euro
2018 steigen. 2015 reichten noch 2,5 Millionen Euro. Vor allem
aber:  Was  hat  es  gebracht  im  Kampf  gegen  den
Rechtsextremismus?

Ein  erfolgreicher  Kampf  des  wackeren  Senats  gegen  den
Islamismus in der Metropole ist nicht einmal im Ansatz zu
erkennen.  Statt  dessen  brannten  im  Dezember  2017  am
Brandenburger Tor Israel-Fahnen. Deutschland im Jahr 2018.

Und die Ur-Berliner? Die Bezieher von Arbeitslosengeld und
Hartz IV? Fast jeder sechste (!) Berliner lebt von diesen



Transferleistungen.  Fast  400.000  Einwohner  der  deutschen
Hauptstadt  sind  überschuldet.  Entlastung?  Solidarisches
Miteinander? Bekämpfung der Obdachlosigkeit? 50.000 Menschen
seien betroffen, schätzt der Senat im laufendem Jahr. Arm aber
sexy? Was für ein dämlicher Spruch von Herrn Wowereit. Da
frieren Menschen nachts in öffentlichen Parks, S-Bahnhöfen und
den Vorräumen von Sparkassen mit Geldautomat. Es ist eine
Schande, dass die Hauptstadt eines der reichsten Länder der
Welt nicht einmal den Versuch unternimmt, diese armen Leute
aus ihrer Not zu holen.

Berlin ist eine lebendige, pulsierende Stadt. Aber warum diese
Versager im Senat immer wieder gewählt werden, verstehe ich
nicht.  Möglicherweise  sind  die  Alternativen  auch  nicht  so
prickelnd…


